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Das Verhältnis Europa -  Kuba:
Der Antagonismus zwischen 
wirtschaftlicher Annäherung und politischer Distanz
Die jeweilige internationale Konjunktur hat lange Zeit eine engere Zusam­
menarbeit zwischen Kuba und Europa verhindert und sorgte stets für neue 
Spannungen, oft gerade dann, wenn eine gegenseitige Einigung in greifbare 
Nähe rückte. Seit dem Ende des 19. Jahrhunderts standen Kuba und Europa 
im Konfliktfall meist auf unterschiedlichen Seiten: Zur Zeit des kubanischen 
Unabhängigkeitskampfes gegen Spanien, während der Auseinandersetzung 
zwischen den beiden Supermächten und, zuletzt, im Kosovo-Krieg. So ent­
wickelten die europäisch-kubanischen Beziehungen bis zum Ende des Kal­
ten Krieges nur eine geringe Eigendynamik und standen im Schnittpunkt von 
drei multilateralen Problemfeldem: dem Ost-West-Konflikt, dem Nord-Süd- 
Gefälle und dem Transatlantischen Dialog. Erst nach der Beendigung des 
Kalten Krieges besteht zum ersten Mal eine wirkliche Chance für eine Nor­
malisierung der europäisch-kubanischen Beziehungen: Um das wirtschaftli­
che Überleben zu sichern, hat sich Kuba zwangsläufig wieder auf seine eu­
ropäischen Wurzeln besonnen, während die Europäische Union (EU) zwar 
noch immer politische Distanz gegenüber dem Castro-Regime wahrt, gleich­
zeitig aber immer engere Handels- und entwicklungspolitische Beziehungen 
zum sozialistischen Inselstaat aufbaut.
Beinahe unfreiwillig ist die Europäische Union (EU) in den 90er Jahren 
zum bedeutendsten außenpolitischen Partner Kubas aufgestiegen. Die EU- 
Mitgliedsstaaten haben inzwischen nicht nur eine führende Position in der 
Entwicklungszusammenarbeit und im Außenhandel des Landes, sondern 
sind seit kurzem auch der bedeutendste Investor Kubas. Damit füllt Europa 
das außenwirtschaftliche Vakuum, das die ehemalige Sowjetunion zu Beginn 
der 90er Jahre in Kuba hinterlassen hat. Paradoxerweise hat dieser ökonomi­
sche Protagonismus bisher jedoch weder zu einer Intensivierung des politi­
schen Dialogs noch zur Unterzeichnung eines Kooperationsabkommens 
zwischen der EU und Kuba geführt. Menschenrechtsverletzungen und die 
Verweigerung demokratischer Grundrechte in Kuba haben dabei eine ebenso
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große Rolle gespielt wie das Risiko eines Konflikts mit dem bedeutendsten 
europäischen Bündnispartner USA, der die Beziehungen zu Kuba noch im­
mer als vorwiegend innenpolitisches Problem und extraterritoriale Fortset­
zung des Konflikts zwischen dem Castro-Regime und der Opposition in 
Miami begreift. Der anhaltende Konflikt um den kubanischen Flüchtlings­
jungen Elián González, der von den Exilkubanem einerseits und Fidel Castro 
andererseits politisch ausgeschlachtet und mit Unterstützung der Medien zu 
einer mediengerechten soap-opera hochstilisiert wurde, ist ein deutliches 
Beispiel für die Fortsetzung der traditionellen Polarisierung im Interesse der 
Hardliner auf beiden Seiten.
Während die USA auf eine verschärfte Sanktionspolitik setzen, um das 
derzeitige Regime durch wirtschaftliches Aushungern zu stürzen (und nicht 
zu reformieren), verfolgt die EU in Kuba seit dem Ende des Kalten Krieges 
eine Politik der aktiven Wirtschaftskooperation und der politischen Konditi- 
onalität, mit dem Ziel, einen graduellen, friedlichen Übergang zur Demokra­
tie zu fordern. Die Strategie der EU gegenüber Kuba unterscheidet sich in 
vier wesentlichen Punkten von der Sanktionspolitik der USA:
-  durch den kritisch-konstruktiven Dialog mit dem Regime auf der Grund­
lage der Anerkennung der nationalen Souveränität,
-  die Ablehnung des US-Embargos und der extraterritorialen Anwendung 
unilateraler Sanktionen,
-  eine enge wirtschaftliche Zusammenarbeit mit Kuba einschließlich Han­
del, Investitionen und Wirtschaftsberatung,
-  eine begrenzte Entwicklungskooperation auf bilateraler und multilatera­
ler Ebene, wobei technische Hilfe bisher nur in Ausnahmefällen gewährt 
wurde.
Dennoch ist eine Formalisierung der Beziehungen durch die Unterzeich­
nung eines Kooperationsabkommens nach drei vergeblichen Versuchen am 
fehlenden politischen Willen beider Seiten gescheitert.
1. Kuba und die Karibikpolitik der EU: erneute politische Sackgasse
Die Entscheidung der kubanischen Regierung vom 26. April 2000, den An­
fang Februar gestellten Antrag auf Aufnahme in das Lomé-Nachfolge- 
abkommen wieder zurückzuziehen, hat alle Hoffnungen auf eine Einbindung 
Kubas in die Karibik-Politik der EU im Keim erstickt. Diese überraschende 
Wende in den Beziehungen bestätigt, dass eine europäisch-kubanische An-
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näherung immer dann scheiterte, wenn sie in greifbare Nähe rückte, was 
wiederum darauf hinweist, dass der hierfür notwendige politische Wille vor 
allem von kubanischer Seite nicht vorhanden ist.
Dies ist umso bedauerlicher, als diesmal die Chancen für eine Normali­
sierung der Beziehungen der EU zu Kuba besser standen denn je. Zwei Er­
eignisse sprachen für eine Aufhebung des traditionellen Sonderstatus Kubas 
in der europäischen Außenpolitik: die Teilnahme Fidel Castros am ersten 
Gipfeltreffen EU-Lateinamerika-Karibik in Rio de Janeiro und der mögli­
che Beitritt des Landes in das Lomé-Nachfolgeabkommen zwischen der EU 
und 71 (dann 72) AKP-Staaten.
Als sich abzeichnete, dass das Castro-Regime allen Prognosen zum 
Trotz sowohl der (umgekehrten) Dominotheorie als auch der dritten Demo­
kratisierungswelle1 standhalten würde, hatte Ende der 90er Jahre ein deutli­
cher Richtungswechsel in den europäisch-kubanischen Beziehungen stattge­
funden: Im Zuge der graduellen Integration Kubas in die karibische Staaten­
gemeinschaft hat sich der Dialog von der bilateralen auf die multilaterale 
Ebene der Zusammenarbeit zwischen der EU und den 71 AKP-Staaten ei­
nerseits und der Karibik andererseits verlagert.
2. Kubas Teilnahme am Rio-Gipfel
Nach dem Motto “Wandel durch Annäherung” versprachen sich Europa, 
Lateinamerika und die Karibik von der Teilnahme Kubas am ersten Treffen 
der Staats- und Regierungschefs der drei Regionen, das Ende Juni 1999 in 
Rio de Janeiro stattfand, einen konstruktiven, aber kritischen Dialog mit dem 
kubanischen Staatschef. Gleichzeitig diente die Präsenz Fidel Castros auf 
dem europäisch-lateinamerikanischen Gipfeltreffen auch dem Zweck, zu 
geringen Kosten außenpolitische Unabhängigkeit von den USA und ein an­
deres Verständnis von Demokratie und nationaler Souveränität zu demonst­
rieren (Gratius 1999a). Das Castro-Regime erhoffte sich von der Teilnahme 
in Rio de Janeiro zweierlei: einerseits eine weitere internationale Anerken­
nung im Kontext seiner diplomatischen Offensive zur Normalisierung der 
Beziehungen mit den kapitalistischen Ländern, andererseits eine klare Verur­
teilung des Helms-Burton-Gesetzes -  letzteres eine Rechnung, die nicht 
aufging.
D ie von H untington propagierte  dritte W elle der D em okratisierung begann 1974 in P o r­
tugal und endete m it den T ransform ationsprozessen in O steuropa (vgl. Sam uel H unting­
ton, The Third Wave, 1991).
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Im Vorfeld des Rio-Gipfels gab es keine eigentliche Debatte um Kuba, 
denn man hatte niemals ernsthaft einen Ausschluss des Landes erwogen. Mit 
der Teilnahme Kubas wollte Europa bewusst auch ein politisches Signal 
gegenüber Washington setzen und sich von den Summits o f  the Americas 
abgrenzen, an denen der Inselstaat als einzige Nation des Kontinents nicht 
teilnimmt. Die graduelle Einbeziehung Kubas in die europäisch-latein­
amerikanischen Beziehungen zeigt, dass Europa und Lateinamerika, sehr 
zum Missfallen der USA, eine aktive Politik der begrenzten Aufnahme Ku­
bas in die internationale Gemeinschaft betreiben.
Das europäisch-lateinamerikanische Gipfeltreffen hat deshalb nicht nur 
dazu beigetragen, das Castro-Regime international zu legitimieren, sondern 
auch ein deutliches politisches Signal gegenüber den USA gesetzt, dass die 
Isolation nicht die geeignete Strategie des Umgangs mit Kuba sei. Dies be­
deutet auch eine de-facto Anerkennung des Regimes als eigentlichen Vertre­
ter des Landes, während die schwache interne Opposition in der EU-Politik 
gegenüber Kuba eine untergeordnete Rolle spielt. Hierin liegt auch ein we­
sentlicher Unterschied der lateinamerikanischen und europäischen Haltung 
in der Kuba-Frage zur Position der US-Regierung, die ausschließlich die 
Opposition (und vor allem die Exilkubaner) als legitimen kubanischen Dia­
logpartner anerkennt.
Die Wahl der Gesprächspartner impliziert auch ein grundsätzlich anderes 
Verständnis von Kuba: Aus Sicht der USA handelt es sich um einen so ge­
nannten “Schurkenstaaf’, wobei Fidel Castro gleichgesetzt wird mit anderen, 
ebenfalls suspekten Staatschefs wie Muhamed Ghaddafi, Sadam Hussein 
oder Slobodan Milosevic. Aus der Perspektive Europas, Kanadas und La­
teinamerikas regiert in Kuba zwar ein undemokratisches, aber im Sinne der 
nationalen Souveränität durchaus legitimes Regime. Das Dilemma, mit wel­
chen Instrumenten eine externe Demokratieförderung in Kuba betrieben 
werden sollte, durch Sanktionen oder Dialog, wird auch in Zukunft ein kon- 
fliktives Thema in der intra-europäischen und transatlantischen Agenda blei­
ben, wobei die EU der Politik des “konstruktiven Engagements” stets den 
Vorzug gab.
3. Die gescheiterte Einbindung in den /wsf-Lomé-Prozess
Der kubanischen Teilnahme am Gipfeltreffen vorausgegangen war ein Jahr 
zuvor die Anerkennung des Landes als Beobachter bei den Lomé-Ver- 
handlungen zwischen der EU und den AKP-Staaten. Kurz vor dem Ab­
schluss der multilateralen Verhandlungen am 1. Februar 2000 stellte die
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kubanische Regierung dann einen offiziellen Antrag auf Mitgliedschaft im 
künftigen Kooperationsabkommen zwischen der EU und den AKP-Staaten, 
das Ende Juni in Cotounou/Benin (ohne Kuba) unterzeichnet wurde. Dabei 
konnte sich die kubanische Regierung auf den Rückhalt der AKP-Staaten 
berufen, die einen Tag später eine einstimmige Erklärung für eine Mitglied­
schaft Kubas in der Gruppe und im Nord-Süd-Dialog mit der EU verab­
schiedeten.2
Im Rahmen ihrer Politik des Dialogs zwischen Ländergruppen unter­
stützte die EU prinzipiell diesen Prozess und setzte jetzt nicht nur auf wirt­
schaftliche Zusammenarbeit, sondern auch auf die Förderung der Integration 
als Instrument des Wandels in Kuba. Dieser beiderseitige Neuanfang schien 
in erster Linie ein Ergebnis des jüngsten außenpolitischen Kalküls der kuba­
nischen Machthaber, sich über den Weg der regionalen Integration der EU 
anzunähem und damit eine bilaterale Grundsatzdebatte über, aus Sicht des 
Regimes, heikle politische Fragen zu vermeiden (vgl. Granell 1998). Gleich­
zeitig war mit dieser neuen Außenpolitik auch eine Rückbesinnung auf die 
karibischen Wurzeln des Landes nach dem Verlust der “sozialistischen 
Gruppenidentitäf ’ verbunden.
Seit Ende der 90er Jahre konzentriert sich die kubanische Außenpolitik 
verstärkt auf die karibischen Nachbarstaaten, die auch als Handelspartner 
stärker wahrgenommen werden und inzwischen für 10% des gesamten Ex­
port- und Importvolumens des Landes verantwortlich sind. Zurzeit verhan­
delt Kuba im Rahmen der seit 1993 bestehenden Gemeinsamen Kommission 
mit der Karibischen Gemeinschaft CARICOM über den Abschluss eines 
Handelspräferenzabkommens. Darüber hinaus ist Kuba Gründungsmitglied 
der Assoziation Karibischer Staaten (ACP) und seit Dezember 2000 Voll­
mitglied der AKP-Staaten (AKP) und einziges Land ohne Kooperationsab­
kommen mit der EU. Der Schwerpunkt Karibik hat aus kubanischer Sicht 
drei deutliche Vorteile: Erstens könnte Kuba als größtes Land wieder zu 
einer politischen und wirtschaftlichen Regionalmacht werden und gleichzei­
tig einer verstärkten US-Hegemonie entgegenwirken; zweitens kann sich das 
Land dadurch auf eine karibische Solidarität berufen, die seine Integration in 
die Region und in das damit verbundene internationale Netzwerk erleichtert; 
und drittens öffnete die Anbindung an die karibischen Nachbarstaaten eine 
neue Tür für die Institutionalisierung der Beziehungen zur EU.
2 Am  2. Februar 2000 haben die A K P-Staaten in einer R esolution einstim m ig ihren R ück­
halt für die A ufnahm e K ubas in das künftige Lom é-A bkom m en, das im ersten H albjahr 
2000 unterzeichnet w erden sollte, zum  A usdruck gebracht (vgl. Granma, 03.02.2000).
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Diese Tür hat die kubanische Regierung jetzt wieder geschlossen. Auslö­
ser für den freiwilligen Rückzug Kubas aus dem neuen AKP-EU Abkommen 
war die jährliche Abstimmung innerhalb der UN-Menschenrechtskommis- 
sion über die diesmal von der Tschechischen Republik eingereichte Resolu­
tion gegen Kuba im April 2000. Zum ersten Mal sprach sich die EU ein­
stimmig für eine Verurteilung Kubas wegen Menschenrechtsverletzungen 
aus und erregte damit den Zorn des Castro-Regimes. Zunächst wurde der für 
Ende April geplante Besuch der EU-Troika in Havanna abgesagt, dann er­
folgte wenig überraschend die Rücknahme des Aufnahmegesuchs in den 
Lomé-Prozess. In einem Brief an die AKP-Staaten bezeichnet Außenminis­
ters Pérez Roque die Haltung der EU gegenüber Kuba als “arrogant und 
selbstgerecht” und weiteren Beweis dafür, dass die EU “durch den US- 
amerikanischen Druck noch immer keine eigenständige Politik gegenüber 
Kuba formulieren kann”. Auf dem Aufnahmeantrag zu bestehen, hätte dem­
nach “nur bedeutet, sich zum Opfer inakzeptabler Forderungen seitens der 
EU zu machen”. Der vom Castro-Regime unterstellte Versuch der EU, Ku­
bas Aufnahme in das Lomé-Nachfolgeabkommen an politische, wirtschaftli­
che und soziale Reformen zu knüpfen, wurde als inakzeptable Einmischung 
in interne Angelegenheiten verstanden (Granma, 29.4.2000).
Im Nachhinein scheint es fraglich, ob die kubanischen Machthaber je ­
mals ernsthaft eine Aufnahme in den Lomé-Prozess erwogen haben oder ob 
es ihnen vor allem darum ging, die Beziehungen zur AKP-Gruppe zu stär­
ken, gleichzeitig aber die politische Unabhängigkeit, die durch eine Lomé- 
Anbindung Kubas aus ihrer Sicht hätte gefährdet werden können, zu wahren. 
Wie so oft, überwogen im Sinne der langjährigen Reformblockade seitens 
der kubanischen Machthaber beim Kosten-Nutzen-Kalkül die möglichen 
innenpolitischen Risiken. Statt mit der EU einen Dialog über politisch unbe­
queme Fragen zu führen, zog es die kubanische Regierung vor, sich -  wie in 
den Beziehungen zu den USA -  auch auf Kosten einer stärkeren internatio­
nalen Isolierung auf die selbstgewählte Opferrolle zurückzuziehen. Dabei hat 
der bilaterale Konflikt mit den USA um den Fall “Elián” sicherlich auch eine 
entscheidende Rolle gespielt und die Empfindlichkeit der kubanischen 
Machthaber in politisch sensiblen Fragen erhöht.
Dabei schien eine Ablehnung des Antrags seitens der EU diesmal kei­
neswegs sicher. Die Anbindung Kubas an den Lomé-Prozess schien ein ent­
scheidender und erfolgversprechender Strategiewechsel der Machthaber, um 
ihre Beziehungen mit der EU über zwölf Jahre nach der Wiederaufnahme 
der gegenseitigen diplomatischen Beziehungen doch noch zu for(nor)mali-
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sieren (vgl. Granell 1998). Jetzt kam die EU in Zugzwang. Innerhalb von 
wenigen Wochen hätten die 15 Mitgliedsstaaten im Ministerrat einstimmig 
beschließen müssen, ob Kuba trotz politischer Differenzen die Kriterien 
erfüllt, um dem Nord-Süd-Abkommen beizutreten. Eine Zustimmung der 
EU hätte auch bedeutet, dass der größte karibische Inselstaat auch von der 
umfassenden Entwicklungshilfe der EU im Rahmen des Lomé-Prozesses 
profitieren würde. Schon jetzt trägt die EU mit etwa zwei Dritteln zur kuba­
nischen Entwicklungshilfe bei und ist damit der bedeutendste Partner des 
Landes. Dabei entfiel der größte Anteil der Gelder in der Periode zwischen 
1994 und 1998 auf die humanitäre Hilfe der Europäischen Kommission, die 
sich als weltweit größter entwicklungspolitischer Partner Kubas profilierte.
Voraussetzung für die Aufnahme des Landes in den Lomé-Prozess war 
aus Sicht der EU allerdings nicht nur ein intra-europäischer Konsens gewe­
sen, der in Bezug auf Kuba noch nicht zu erkennen war, sondern auch die 
Revision oder gar Abschaffung des im Dezember 1996 -  auf dem Höhe­
punkt der spanisch-kubanischen Krise -  verabschiedeten Gemeinsamen 
Standpunkts, der ein Kooperationsabkommen mit Kuba von sichtbaren de­
mokratischen Fortschritten abhängig macht3 und kaum mit der Unterzeich­
nung eines Kooperationsabkommens vereinbar gewesen wäre. Darüber hin­
aus hatte die EU im Juni 1998, als sie Kuba als Beobachter bei den Lomé- 
Verhandlungen akzeptierte, deutlich gemacht, dass dies keineswegs das Tor 
für eine kubanische Mitgliedschaft öffne, die nach wie vor von bestimmten 
Bedingungen in Bezug auf die Situation der Menschenrechte, die demokrati­
schen Grundfreiheiten und die Wahrung der marktwirtschaftlichen Prinzi­
pien abhängig sei.
So bleibt es fraglich, ob Kuba aus Sicht der EU die politischen Bedin­
gungen des Lomé-Nachfolgeabkommens erfüllt hätte. Die in Artikel 5 ent­
haltenen demokratischen Konditionalitäten -  good governance, demokrati­
sche Wahlen, Parteienwettbewerb, Meinungs- und Versammlungsfreiheit -  
wurden verschärft und sollen künftig restriktiver ausgelegt werden. Vor al­
lem die skandinavischen Länder, die den Menschenrechten eine außenpoliti­
sche Priorität einräumen, sowie Großbritannien durch die engen Beziehun­
gen mit den USA, standen einem Abkommen mit Kuba äußerst skeptisch 
gegenüber. Deutliche Befürworter einer Einigung waren hingegen die wich­
tigsten europäischen Partnerländer des Inselstaates: Frankreich, Italien, Por­
tugal und Spanien. Da Portugal im ersten Halbjahr 2000 den EU-Vorsitz
3 V gl. Gemeinsame Position der EU zu Kuba (R at der F inanz- und  W irtschaftsm inister,
B rüssel, 2 .12.1996).
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führte und ein erstes Vorgespräch mit dem Vizepräsidenten des kubanischen 
Staatsrats Carlos Lage im März 2000 nach Aussagen beider Seiten positiv 
verlief, sprach einiges dafür, dass der “Nord-Süd-Konflikt um Kuba” inner­
halb der EU nach dem Besuch der Troika in Kuba diesmal zugunsten des 
Südens hätte ausgehen können. Diesem internen Abstimmungsprozess berei­
tete die kubanische Regierung ein abruptes Ende, mit der Begründung, der 
bevorstehende Besuch der Troika “wäre nur ein Vorwand gewesen, um die 
Opposition der EU gegen die Aufnahme Kubas in das neue AKP-EU Ab­
kommen zu begründen” (Granma, 29.4.2000), eine Einschätzung, die ein 
Vertreter der Kommission ebenso als “Fehler” bezeichnete wie die 
Unterstellung, die EU hätte eine Aufnahme Kubas in das AKP-EU 
Abkommen an Sonderbedingungen geknüpft {El País, 29.4.2000). Durch die 
allmähliche Integration Kubas in die karibische Staatengemeinschaft schien 
sich innerhalb der EU vielmehr die Überzeugung durchzusetzen, 
demokratische und marktwirtschaftliche Reformen in Kuba seien eher über 
eine Einbeziehung des Landes in die biregionale Zusammenarbeit -  und 
insbesondere durch eine Anbindung an den Lomé-Prozess -  zu erzielen, als 
durch politischen Druck. Außenminister Robin Cook hatte nach seinem 
Gespräch mit Fidel Castro während des Rio-Gipfels die von den meisten 
Mitgliedsstaaten vertretene pragmatische Position der EU auf den Punkt 
gebracht: “Je länger Kuba zurückgehalten wird, desto mehr werden sich die 
wirtschaftlichen Chancen für die gesamte karibische Region reduzieren” 
{Financial Times, 30.06. 1999).
Hätte Kuba den multilateralen Vertrag unterzeichnet, wäre dies im Ge­
gensatz zu einem bilateralen Vertrag keine Initiative der EU, sondern in 
erster Linie das Ergebnis der Wiederaufnahme Kubas in die karibische Staa­
tengemeinschaft “Cariforum”, einer Unterorganisation der AKP-Staaten, 
gewesen. Die “passive” Rolle der EU, die sich im Falle einer positiven Ant­
wort auf die Bestätigung der Entscheidung der AKP-Staaten beschränken 
würde, hätte auch den Vorteil einer potentiellen Konfliktreduzierung mit den 
USA gehabt, die während der kurzen Vorverhandlungsphase EU-Kuba An­
fang 1996 die Etablierung eines bilateralen Kooperationsabkommens kei­
neswegs begrüßten (vgl. Nuccio 1999: 16). In diesem Sinne war die ein­
stimmige Unterstützung der UN-Resolution für eine Verurteilung des kuba­
nischen Regimes wegen Menschenrechtsverletzungen durch die EU sicher­
lich auch ein Zugeständnis a) an die USA und b) an diejenigen Mitglieds­
staaten, die sich gegen eine Normalisierung der Beziehungen zu Kuba aus­
gesprochen hatten. Dieser Logik folgend wäre die anschließende Bewilli­
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gung des kubanischen Antrags auf Unterzeichnung des Lomé-Nachfolgeab- 
kommens ein Zugeständnis an die EU-Südallianz gewesen.
Der Verlauf der gescheiterten Integration Kubas in die Zusammenarbeit 
zwischen der EU und den AKP-Staaten hat jedoch erneut bewiesen, dass der 
problematische politische Dialog der größte Stolperstein auf dem Weg zu 
einer Institutionalisierung der Beziehungen ist, der auch im Jahr 2000 eine 
Einigung verhinderte. Damit sind die politischen Beziehungen -  diesmal auf 
Wunsch des Castro-Regimes -  zum dritten Mal auf einem Nullpunkt ange­
langt.
4. Der blockierte politische Dialog zwischen Kuba und der EU
Die politischen Beziehungen zwischen Kuba und der EU zeichnen sich 
durch einen ständigen Wechsel zwischen Annäherung und Distanzierung 
aus, der von der jeweiligen internationalen Konjunktur abhängig war. Sie 
wurden durch drei vorwiegend externe Bestimmungsfaktoren geprägt: das 
internationale System, die Sanktionspolitik der USA und die politische Situ­
ation in Kuba. Es lassen sich zwei Perioden der gegenseitigen Beziehungen 
unterscheiden: die Phase des Kalten Krieges (Polarisierung) und die “post­
sozialistische” Weltordnung (Öffnung).
Die Zugehörigkeit zu unterschiedlichen ideologischen Blöcken führte bis 
Ende der 80er Jahre zu einer deutlichen Polarisierung zwischen Kuba und 
den westeuropäischen Staaten, die zum damaligen Zeitpunkt auch als Han­
delspartner mit einem Anteil von weniger als 10% an den kubanischen Im- 
und Exporten unbedeutend waren (vgl. hierzu Grabendorff 1993: 90). Für 
die politische Eiszeit der 70er und 80er Jahre war weniger die US-Politik 
verantwortlich, als vielmehr die engen Beziehungen Kubas zu den osteuro­
päischen Ländern, einschließlich der damaligen DDR. Andererseits bemüh­
ten sich sowohl Kuba als auch die damalige EG um einen eigenen “dritten 
Weg” außerhalb der bipolaren Welt: Die westeuropäischen Länder suchten 
durch die so genannte Entspannungspolitik mit Osteuropa zwischen beiden 
Blöcken zu vermitteln, während Kuba als Mitglied der Blockfreienbewegung 
durch die aktive Unterstützung von linken Befreiungsbewegungen in Afrika 
den Nord-Süd-Konflikt in den Vordergrund außenpolitischer Unabhängig­
keitsbestrebungen stellte. Im Kontext der Wiederaufnahme der diplomati­
schen Kontakte mit dem damaligen RGW stellte die heutige EU im Septem­
ber 1988 auch die politischen Beziehungen zu Kuba wieder her.
Eine beiderseitige Öffnung zwischen Kuba und Europa war aber erst 
nach dem Ende des Ost-West-Konflikts und der Befreiung beider Akteure
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aus ihrer jeweiligen außenpolitischen Abhängigkeit möglich. Die für Kuba 
überlebensnotwendige Annäherung an die kapitalistischen Staaten und die 
politische Emanzipation der EU im Rahmen der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik (GASP) schafften die Voraussetzungen für eine allmähli­
che Intensivierung der gegenseitigen Beziehungen auf der Grundlage einer 
veränderten gegenseitigen Perzeption: Die EU sah Kuba nicht mehr als so­
zialistisches Land und Kuba nahm Europa als wirtschaftlichen Alliierten und 
potentiellen Bündnispartner gegen das US-Embargo wahr.
Dennoch scheiterte die Unterzeichnung eines Kooperationsabkommens 
wiederholt an der Demokratieklausel, die in allen Abkommen der EU mit 
Drittstaaten enthalten ist und das bedeutendste europäische Instrument der 
Demokratieförderung darstellt. Die Castro-Regierung verstand die politische 
Konditionalität eines Abkommens stets als inakzeptable Einmischung in 
interne Angelegenheiten (Robaina 1997), die EU hingegen sah in der Bereit­
schaft zur politischen und wirtschaftlichen Öffnung eine notwendige Vor­
aussetzung für die Institutionalisierung der Beziehungen zu Kuba. Inzwi­
schen lässt sich mit Ernüchterung konstatieren, dass sowohl die Bemühun­
gen um ein bilaterales Abkommen als auch eine Annäherung auf multilatera­
ler Ebene nach drei erfolglosen Verhandlungsansätzen gescheitert sind. Da­
bei spielten externe Faktoren jedes Mal eine Schlüsselrolle.
Kurz nach der Wiederaufnahme der diplomatischen Beziehungen signa­
lisierte die kubanische Regierung zu Beginn des Jahres 1989 Interesse an 
einem Kooperationsrahmenabkommen mit der damaligen EG. Nach zwei 
gegenseitigen Besuchen stellten sich jedoch die politischen Differenzen und 
die jeweiligen Erwartungen als unvereinbar heraus. Die “Botschaftskrise” im 
Sommer 1990, als Tausende von Kubanern in den diplomatischen Vertre­
tungen europäischer Länder Asyl suchten, markierte dann den Beginn einer 
erneuten politischen Distanzierung zwischen Europa und Kuba, die bis 1993 
anhielt, als die EU im Zuge der dramatischen Wirtschaftskrise in Kuba ihre 
Entwicklungshilfe für den Karibikstaat aufstockte. Der damalige Zeitpunkt 
für eine Formalisierung der gegenseitigen Beziehungen, kurz vor dem Fall 
der Berliner Mauer 1989, war denkbar ungünstig gewählt, so dass auch die 
internationale Konjunktur ganz entscheidend zum Scheitern der Gespräche 
zwischen der EU und dem kubanischen Regime beitrug.
Erst sechs Jahre später machten beide Seiten den zweiten Versuch, ihre 
Beziehungen zu formalisieren. Unter der spanischen Präsidentschaft der EU 
gab der Rat im Dezember 1995 grünes Licht für Gespräche mit den kubani­
schen Machthabern über die Unterzeichnung eines Kooperationsabkom­
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mens. Anfang Februar 1996 reiste der damalige Vizepräsident der Kommis­
sion Manuel Marin zu ersten Sondierungsgesprächen nach Havanna. Aber­
mals wurde der Dialog durch ein externes Ereignis eingefroren: Der Ab­
schuss von zwei US-amerikanischen Zivilflugzeugen durch die kubanische 
Luftwaffe und die nachfolgende Verabschiedung des umstrittenen Helms- 
Burton-Gesetzes in den USA boten wiederum denkbar ungünstige Voraus­
setzungen für die Etablierung eines Kooperationsabkommens. Es war dabei 
sicher kein Zufall, dass der außenpolitische Konflikt vom 24. Februar 1996 
am selben Tag ausgelöst wurde, als die von den USA unterstützte Opposi­
tionsgruppe Concilio Cubano anlässlich des 20. Jahrestags der kubanischen 
Verfassung eine Protestaktion plante, die von der kubanischen Sicherheits­
polizei verhindert wurde (siehe hierzu IRELA 1996). Kurz zuvor hatte der 
damalige EU-Verhandlungsfiihrer Manuel Marin Gespräche mit Regie­
rungsvertretern und Oppositionellen in Havanna geführt, die bereits erken­
nen ließen, dass eine Einigung mit dem Regime in politischen Fragen nicht 
möglich wäre und Kuba die Bedingungen der an alle Kooperationsabkom­
men der EU gebundenen Demokratieklausel nicht erfüllen würde.
Fraglich bleibt aus heutiger Sicht, ob Kuba und die EU zum damaligen 
Zeitpunkt ein wirkliches Interesse an einem Kooperationsabkommen hatten. 
Aus kubanischer Sicht wären die innenpolitischen Kosten eines Abkommens 
mit der EU durch die Zugeständnisse an die Demokratieklausel höher gewe­
sen als der außenpolitische und -wirtschaftliche Nutzen, schließlich konnte 
man auch ohne formellen Vertrag mit der EU bilaterale Abkommen mit ih­
ren Mitgliedsstaaten schließen und intensive Wirtschaftsbeziehungen unter­
halten. Aus der Perspektive der EU hätte die Etablierung eines Abkommens 
mit Kuba ohne weitgehende politische Zugeständnisse des Regimes zum 
einen die eigene Politik der demokratischen Konditionalität in Frage gestellt, 
und zum anderen das Risiko eines Konflikts mit den USA impliziert. Zudem 
war, abgesehen vom Demonstrationseffekt der politischen Unabhängigkeit 
von den USA, kein direkter Gewinn für die EU erkennbar. Bei diesem au­
ßenpolitischen Kalkül der EU hat sicherlich der Faktor USA die größte Rolle 
gespielt: Kurz vor seiner Reise nach Kuba, Anfang Februar 1996, hatte Ma­
nuel Marin in Brüssel Gespräche mit US-Vertretern über die jeweilige Kuba- 
Politik geführt, wobei Washington signalisierte, dass ein Kooperationsab­
kommen mit dem Inselstaat mit hohen politischen Auflagen verbunden sein 
müsste (Nuccio 1999: 15f.). So wurde die Demokratieklausel der EU im 
kubanischen Fall, verglichen mit anderen sozialistischen Ländern wie China 
oder Vietnam, auch aus Rücksicht auf die US-Politik, bislang sehr rigoros
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und restriktiv interpretiert. Nach den gescheiterten Verhandlungen über ein 
mögliches Kooperationsabkommen institutionalisierte der im Dezember 
1996 verabschiedete Gemeinsame Standpunkt der EU zu Kuba, der wieder­
um auf eine spanische Initiative zurückging, die politische Konditionalität. 
Seitdem ist sowohl die Erhöhung der Entwicklungszusammenarbeit als auch 
die Unterzeichnung eines Abkommens an sichtbare Zeichen für eine demo­
kratische Öffnung in Kuba gebunden.
Nach dem Scheitern eines bilateralen Abkommens wagten beide Seiten 
im September 1998 einen Neuanfang im Rahmen des Lomé-Nachfolgeab- 
kommens. Die vielversprechende multilaterale Annäherung scheiterte ein­
einhalb Jahre später am fehlenden politischen Willen der kubanischen 
Machthaber. Erneut stand ein externer Konflikt einer Einigung im Wege: der 
vom Castro-Regime für den innenpolitischen Schulterschluss instrumentali­
sierte bilaterale Konflikt mit den USA um den Flüchtlingsjungen Elián Gon­
zález. Damit ist die Wiederaufnahme des 1996 eingefrorenen politischen 
Dialogs zwischen der EU und dem Castro-Regime durch den geplatzten 
Besuch der Troika wahrscheinlich endgültig gescheitert. Der Rückzug Kubas 
aus dem Lomé-Prozess war ein unerwarteter Schlag ins Gesicht für diejeni­
gen EU-Mitgliedsstaaten, die sich monatelang für eine Normalisierung der 
Beziehungen eingesetzt hatten. Die erneute politische Eiszeit zwischen bei­
den Seiten bestätigt sowohl die zyklische Entwicklung der Beziehungen als 
auch den Verdacht, dass weder die kubanischen Machthaber noch die EU 
jem als ein ernsthaftes Interesse an der Formalisierung ihrer Beziehungen 
gehabt haben.
Es bleibt der Antagonismus zwischen wirtschaftlicher Zusammenarbeit 
und politischer Distanz. Ob dieser Widerspruch zwischen Handel und Inves­
titionen einerseits und politischer Konditionalität andererseits langfristig auf­
gelöst werden wird, bedeutet letztendlich auch eine Entscheidung darüber, 
ob die EU politische Kriterien oder wirtschaftliche Interessen in den Mittel­
punkt ihrer Kuba-Politik stellen will.
5. Europäische Wirtschaftsinteressen in Kuba und der Helms-Burton-
Konflikt
Die EU ist heute mit Abstand der bedeutendste Handelspartner des einzigen 
Karibikstaates ohne US-Konkurrenz. 1998 hatten die EU-Mitgliedsstaaten 
einen Anteil von 50% an den kubanischen Gesamtimporten und nahmen 
etwas über ein Drittel der Exportprodukte des Landes ab. Mit einem durch­
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schnittlichen Jahresanstieg von 16,4% hat sich die Karibikinsel in den letzten 
Jahren als bescheidener Wachstumsmarkt für europäische Exporte nach La­
teinamerika erwiesen. Der europäische Protagonismus konnte sich am Ende 
des 20. Jahrhunderts konsolidieren: Die EU hatte 1998 einen Anteil von 
51,8% an den kubanischen Gesamtimporten -  bei einen Jahreszuwachs von 
20% -  und nahm 29,6% der Exportprodukte des Landes ab (www: ire- 
la.org/datarela). Damit gehört Kuba zusammen mit Argentinien und Brasi­
lien zu den wenigen Ländern der Region, für die Europa noch vor den USA 
der wichtigste Elandelspartner ist. Die Zusammenarbeit im Handelsbereich 
ist, wie in den meisten Nord-Süd-Tauschbeziehungen, deutlich asymmet­
risch: Durch den Exportboom der EU-Mitgliedsstaaten nach Kuba und den 
geringen Anstieg der europäischen Wareneinfuhren aus dem Karibikstaat 
verzeichnet Kuba ein wachsendes Handelsbilanzdefizit mit der EU, das sich 
allein 1998 auf 845 Millionen Dollar belief. Fast die Hälfte des Defizits ent­
fällt auf Spanien, dem mit Abstand bedeutendsten europäischen Handels­
partner Kubas, gefolgt von Frankreich und Italien.
Im Bereich der Direktinvestitionen waren die europäischen Länder am 
Ende der 90er Jahre auf dem kubanischen Markt noch vor Kanada auf einen 
ersten Rang gerückt. Diese Position der EU als größter Investor in Kuba 
wird sich voraussichtlich durch die im Dezember 1999 angekündigte 
50-Millionen-Investition des französisch-spanischen Unternehmens Altadis 
in die kubanische Tabakindustrie in den kommenden Jahren konsolidieren. 
Obwohl die spanischen Direktinvestitionen in Kuba innerhalb der EU 1998 
das größte Volumen erzielten, hat Italien nach Kanada mit etwa 370 Mil­
lionen Dollar den zweitbedeutendsten Investitionsbestand in Kuba. Ange­
sichts des wachsenden Investitionsvolumens und mit Blick auf das Helms- 
Burton-Gesetz haben acht der 15 EU-Staaten4 inzwischen Investitionsschutz- 
und Förderungsabkommen mit Kuba unterzeichnet.
Seit 1996 werden sowohl die europäisch-kubanischen Wirtschaftsbezie­
hungen als auch der Transatlantische Dialog durch die extraterritorialen 
Sanktionen des Helms-Burton-Gesetzes belastet, die wie ein Damokles­
schwert ein ständiges Drohpotential für unternehmerisches Engagement in 
Kuba darstellen. Stand das US-Embargo während des Kalten Krieges aus 
moralischen Gründen im Kreuzfeuer der europäischen Kritik, kritisiert die 
EU heute die unilateral verhängten US-Sanktionen gegen Investoren in Ku­
ba, die sich direkt gegen ihre eigenen Wirtschaftsinteressen richten. Zwar
B elgien-Luxem burg, Deutschland, Frankreich, G roßbritannien, Italien, Ö sterreich, Por­
tugal und Spanien.
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wurden europäische Firmen bisher von den in den Titeln III und IV des Ge­
setzes verhängten Sanktionen verschont, dies beruht jedoch nur auf einer 
rechtlich unverbindlichen politischen Vereinbarung zwischen der EU und 
den USA. Bislang hat Bill Clinton alle sechs Monate von seinem Veto-Recht 
Gebrauch gemacht und die Möglichkeit, in den USA gegen ausländische 
Unternehmen, die in ehemalige US-Besitztümer in Kuba investieren, zu 
prozessieren (Titel III), ausgesetzt. Es gibt aber keinerlei Garantie dafür, 
dass sein Nachfolger im Präsidentenamt diese Praxis fortsetzt. In Bezug auf 
die in Titel IV enthaltenen Einreiseverbote in die USA für Unternehmer, die 
“unrechtmäßig” in Kuba investieren, gibt es bislang keine Einigung, da die 
Sanktionen in den Kompetenzbereich des Kongresses fallen und nicht dem 
Präsidenten unterstehen. Damit bestätigte das Helms-Burton-Gesetz gleich­
zeitig den Vorwurf, die Kuba-Politik sei während der Clinton-Administra­
tion von der Exekutive in die Legislative verlagert worden (Nuccio 1999).
Der Rechtsstreit zwischen der EU und den USA um das Helms-Burton- 
Gesetz wurde im beiderseitigen Interesse schnell beigelegt. Als die EU den 
Fall 1996 vor die WTO-Schlichtungskommission brachte und eine Rechts­
verordnung gegen die Akzeptanz extraterritorialer Sanktionen verabschiede­
te, bemühten sich beide Seiten um einen Waffenstillstand. Zuvor hatte die 
US-Regierung unter Berufung auf das Helms-Burton-Gesetz durch eine re­
gelrechte “diplomatische Offensive” in Europa aktiv um eine Annäherung in 
der Kuba-Frage geworben. Das Ergebnis war die Verabschiedung des Ge­
meinsamen Standpunkts der EU zu Kuba, der von Spanien im Anschluss an 
Gespräche mit der US-Regierung angeregt wurde und den politischen Druck 
Europas auf das Castro-Regime -  ganz im Sinne Washingtons -  verschärft. 
Der Gemeinsame Standpunkt bildete die Grundlage für die nachfolgende 
Einigung im Disput um die extraterritorialen Sanktionen des Helms-Burton- 
Gesetzes.
Nach längerem Tauziehen vereinbarten die EU und die USA im Mai 
1998 während des Transatlantischen Gipfeltreffens in London die politische 
Kompromissformel des so genannten Understanding, das sich nicht nur auf 
das Helms-Burton-Gesetz, sondern auch auf die aus europäischer Sicht weit­
aus bedeutenderen extraterritorialen Sanktionen gegen Investitionen in Iran 
und Libyen bezieht (siehe hierzu Gerke 1998). Im Understanding erkennen 
die USA die bisher getätigten Investitionen der EU in Kuba als rechtmäßig 
an und verpflichten sich, die Sanktionen für europäische Unternehmen aus­
zusetzen. Im Gegenzug verzichtete die EU auf einen Disput in der WTO und 
versprach, künftige Investitionen in Kuba genauer zu prüfen und gegebenen­
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falls von staatlicher Seite nicht zu unterstützen. An diese Regelung hat sich 
jedoch keiner der Bündnispartner so recht gehalten: Bill Clinton löste sein 
Versprechen, einen “europäischen Waiver” für die Aussetzung der Sanktio­
nen des Titel IV im Kongress zu bewirken, nicht ein, und einige EU- 
Mitgliedsstaaten -  Italien, Großbritannien und Deutschland -  haben inzwi­
schen im Rahmen von bilateralen Umschuldungsabkommen neue staatliche 
Kreditlinien für Kuba bewilligt.
Da das Gesetz angesichts des Widerstands des US-Kongresses nur 
schwer aus der Welt zu schaffen ist, kann in der Helms-Burton-Frage bis zu 
einem möglichen Regimewechsel in Kuba allenfalls ein “Waffenstillstand” 
zwischen der EU und den USA erzielt werden. Der Streit um das extraterri­
toriale Gesetz hat gezeigt, dass die EU zwar ihre wirtschaftlichen Interessen 
in Kuba verteidigt, aber um keinen Preis das atlantische Bündnis aufs Spiel 
setzen würde. Ein weiteres Indiz hierfür ist die Tatsache, dass die EU ledig­
lich gegen die unilateralen Sanktionen Protest angemeldet hat, nicht aber 
gegen das Gesetz an sich, dessen Titel I und II die Bedingungen für eine 
demokratische Transition in Kuba -  ohne Fidel und Raúl Castro -  festlegen 
und nicht nur eine klare Einmischung in die internen Angelegenheiten des 
Landes darstellen, sondern gleichzeitig das US-Verständnis von Demokratie 
als “Imposition” und Export des eigenen politischen Systems offen legen 
(vgl. Whitehead 1996). Statt diese (sicherlich notwendige) politische Grund­
satzdebatte mit den USA über Demokratieförderung und Demokratieexport 
zu führen, beschränkt sich die europäische Kritik am Helms-Burton-Gesetz 
somit auf die Verteidigung der eigenen Wirtschaftsinteressen.
6. Die bilaterale Zusammenarbeit mit Deutschland, Frankreich und
Spanien
Trotz der Verabschiedung des Gemeinsamen Standpunkts und der einstim­
migen Ablehnung der US-Politik gestaltet sich die EU-Außenpolitik gegen­
über Kuba vorwiegend national und ist von höchst unterschiedlichen bilate­
ralen Interessenprofilen geprägt (IRELA 2000). Dabei steht die Intensivie­
rung der Zusammenarbeit zwischen Kuba und einzelnen Mitgliedsstaaten 
auf allen Ebenen in einem deutlichen Widerspruch zur politischen Konditio- 
nalität und indirekten Sanktionspolitik der EU. Zahlreiche bilaterale Ab­
kommen ohne politische Vorbedingungen zwischen Kuba und den EU- 
Mitgliedsstaaten sowie eine rege wirtschaftliche Zusammenarbeit stehen 
dem Primat der politischen Konditionalität im Rahmen der EU gegenüber.
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Selbst innerhalb der Institutionen der EU wird inzwischen offen die Frage 
diskutiert, wie lange der Widerspruch zwischen fehlendem Kooperationsab­
kommen auf supranationaler Ebene und der Proliferation von bilateralen 
Verträgen zwischen Kuba und den europäischen Staaten noch aufrechterhal­
ten werden kann (Granell 1998). Auch aus kubanischer Sicht gestalten sich 
die bilateralen Kontakte zur EU wesentlich enger und unproblematischer als 
das eher konfliktive Verhältnis zur Europäischen Kommission -  das gilt so­
wohl für den damaligen Vizepräsidenten Manuel Marin als auch den zustän­
digen Kommissar Poul Nielson -  oder dem ehemaligen NATO-General- 
sekretär und heutigen Beauftragten der Gemeinsamen Außen- und Sicher­
heitspolitik (GASP) Javier Solana, auf den die Kubaner nach dem Kosovo- 
Krieg ebenfalls nicht gut zu sprechen sind.5
Von wenigen Ausnahmen abgesehen sind die bilateralen Beziehungen 
zwischen Kuba und den EU-Mitgliedsstaaten seit der Beendigung des Kalten 
Krieges auf politischer und wirtschaftlicher Ebene ausgezeichnet. Dies gilt 
insbesondere für die wichtigsten kubanischen Partnerländer Spanien und 
Frankreich, aber auch für die Beziehungen zur Bundesrepublik Deutschland 
unter der Regierung von Gerhard Schröder, der als damaliger Ministerpräsi­
dent von Niedersachsen 1996 nach Kuba reiste und den Grundstein für einen 
graduellen Richtungswechsel in der deutschen Kuba-Politik legte.
7. Deutschland -  Kuba: das problematische Erbe der DDR
Ideologische Differenzen standen 40 Jahre lang im Mittelpunkt der deutsch­
kubanischen Beziehungen. Durch die deutsche Teilung bestimmte das Pris­
ma des Kalten Krieges stärker als in allen übrigen EU-Mitgliedsstaaten das 
unterkühlte Verhältnis zwischen dem sozialistischen Inselstaat und dem 
kapitalistischen Westdeutschland. Erst 1975, nach zwölf Jahren politischer 
Eiszeit, nahmen beide Staaten ihre 1963 -  als Kuba die DDR offiziell aner­
kannte -  unterbrochenen diplomatischen Beziehungen wieder auf. Sehr in­
tensiv waren hingegen die Beziehungen der einstigen sozialistischen Bruder­
staaten: Die damalige DDR Unterzeichnete bereits 1962 ein erstes Koopera­
tionsabkommen mit Kuba und wurde nach der Sowjetunion der wichtigste 
Wirtschaftspartner und Kreditgeber des Landes. Auch im Bereich der techni­
schen und wissenschaftlichen Zusammenarbeit etablierten beide Länder eine
K urz nach seiner E rnennung im M ai 2000 verurteilte der neue kubanische A ußenm inister 
und enge V ertraute Fidel Castros, Felipe Pérez Roque, das V erhalten der N A TO  im  K o ­
sovo-K onflik t aufs Schärfste und bezeichnete ihren dam aligen G eneralsekretär Javier So­
lana als internationalen “K riegsverbrecher” .
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enge Zusammenarbeit: 30.000 Kubaner wurden bis 1989 in der ehemaligen 
DDR ausgebildet. Darüber hinaus kooperierte die DDR beim Aufbau der 
effizienten kubanischen Sicherheitspolizei nach dem Vorbild der Stasi.
Nach der deutschen Wiedervereinigung waren die offiziellen Beziehun­
gen auf einem Nullpunkt angelangt. Die damalige Regierung Kohl zeigte 
keine Bereitschaft, die sieben Kooperationsverträge zwischen Kuba und der 
DDR, die 1990 ausliefen, zu verlängern und die Entwicklungsprojekte zu 
beenden. Das wiedervereinigte Deutschland trat das kubanische Erbe der 
DDR nicht an. Ein parlamentarischer Beschluss von 1993 untersagte auf­
grund der Menschenrechtssituation jegliche Entwicklungszusammenarbeit 
mit Kuba, so dass Deutschland bis 1999 nur sporadische humanitäre Hilfe 
für den Karibikstaat gewährte. Mit einem Beitrag von lediglich acht Millio­
nen Dollar im Zeitraum 1994-1998 belegte Deutschland lediglich einen 
sechsten Rang in der europäischen Entwicklungszusammenarbeit mit Kuba. 
Das distanzierte Verhältnis auf Regierungsebene entsprach jedoch nicht den 
relativ intensiven Beziehungen auf der Ebene der informellen Diplomatie, 
getragen von NROs, kirchlichen Einrichtungen und politischen Parteien. Vor 
allem auf Parteienebene bestehen seit vielen Jahren Kontakte mit kubani­
schen Partnern, und zwei politische Stiftungen -  die FES und die Hanns 
Seidel Stiftung -  sind mit eigenen Programmen direkt in Kuba präsent, ob­
wohl sie dort aufgrund von politischen Differenzen bisher keine Büros er- 
öffneten.
Im Gegensatz zu anderen Ländern der Region engagieren sich deutsche 
Unternehmen, von wenigen Ausnahmen abgesehen, kaum in Kuba. Deutsch­
land ist für Kuba kein bedeutender Handelspartner, sondern belegte inner­
halb der EU lediglich einen vierten Rang in den Im- und Exporten des Lan­
des. Die deutschen Direktinvestitionen in Kuba sind im Vergleich dazu noch 
unbedeutender. Dies ist zum einen auf die verhältnismäßig geringe Risikobe­
reitschaft der deutschen Wirtschaft und den relativ kleinen kubanischen 
Markt zurückzuführen, zum anderen auf die bis vor kurzem offene Frage der 
kubanischen Altschulden mit der ehemaligen DDR, die sich auf etwa 
500 Millionen Dollar belaufen und die Beziehungen lange Zeit belastet ha­
ben. Im März 2000 zeichnete sich hier eine grundlegende Wende ab: Wäh­
rend des Besuchs von Carlos Lage in Deutschland einigten sich beide Seiten 
auf ein Umschuldungsabkommen, das voraussichtlich im Mai in Havanna 
unterzeichnet wird und den Weg für neue Hermes-Kredite freimacht. Damit 
wäre das wichtigste Hindernis für eine Intensivierung der deutsch-kubani­
schen Wirtschaftsbeziehungen ausgeräumt. Dies ist vor allem ein Zuge­
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ständnis an die potentiellen deutschen Investoren, die im Rahmen einer Ku­
ba-Reise des BDI-Vorsitzenden Hans-Olaf Henkel im Mai 1998 gegenüber 
Regierungsvertretem ihr Interesse an einer stärkeren Präsenz auf dem kuba­
nischen Markt bekundet hatten.
Seit dem Regierungswechsel von Helmut Kohl zu Gerhard Schröder 
zeichnet sich auch im entwicklungspolitischen Bereich eine Annäherung 
zwischen beiden Staaten ab. Das BMZ hat im Dezember 1999 seine jahr­
zehntelang eingefrorene entwicklungspolitische Kooperation mit Kuba wie­
der aufgenommen. Nach Angaben der zuständigen Ministerin Heidemarie 
Wieczorek-Zeul soll dieser Schritt zum demokratischen Wandel beitragen 
und mit der Doppelmoral der früheren Bundesregierung brechen, die zwar 
mit Ländern wie China zusammengearbeitet habe, Kuba aber immer außen 
vor gelassen hätte.6 Das erste gemeinsame Projekt im politisch unverfäng­
lichen Umweltbereich, das im Jahr 2000 starten wird, soll zur Lösung der 
Erosionsprobleme in den beiden östlichen Provinzen des Landes, Granma 
und Las Tunas, beitragen.
Noch im ersten Halbjahr 2000 wird die entwicklungspolitische und enge­
re wirtschaftliche Zusammenarbeit durch einen Besuch von Ministerin Hei­
demarie Wieczorek-Zeul in Kuba gefestigt. Die neue Politik der Annäherung 
an Kuba geht im wesentlichen auf eine Initiative des BMZ zurück, während 
sowohl das Auswärtige Amt als auch einzelne politische Parteien einer 
Normalisierung der bilateralen Beziehungen ohne politische Gesten des 
Castro-Regimes eher skeptisch gegenüber stehen. Solange hier kein deutli­
cher interner Konsens erkennbar ist, wird trotz der Fortschritte im Bereich 
der wirtschaftlichen Zusammenarbeit keine grundlegende Änderung der 
politischen Beziehungen, die zudem das im Vergleich zum außenpolitischen 
Gewinn unverhältnismäßige Risiko eines Konflikts mit den USA beinhalten 
könnten, erfolgen. Während die Menschenrechtsverfechter eine Erweiterung 
des politischen Dialogs zwischen beiden Staaten bisher erfolgreich verhin­
derten, ist die Lösung der Altschuldenfrage und die damit verbundene Eröff­
nung neuer Kreditlinien ein wesentlicher Schritt für ein stärkeres wirtschaft­
liches Engagement deutscher Unternehmer in Kuba. In diesem Sinne hat die 
graduelle Kursänderung der Kuba-Politik unter der Regierung Schröder auch 
Zeichen für eine neue, US-unabhängigere Außenpolitik im Rahmen der EU 
gesetzt.
6 Zit. nach einer Pressem itteilung des B M Z vom  17.12.1999.
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8. Politische und entwicklungspolitische Akzente in den Beziehungen
Kuba-F rankreich
Machtpolitische Interessen und die Entwicklung eines eigenständigen au­
ßenpolitischen Profils standen seit der Präsidentschaft von de Gaulle im 
Jahre 1959 im Mittelpunkt der französischen Politik gegenüber Kuba. Für 
Frankreich war Kuba stets ein Symbol für außenpolitische Unabhängigkeit 
zu geringen Kosten und umgekehrt sah das Castro-Regime Frankreich als 
seinen wichtigsten europäischen Verbündeten gegen das US-Embargo. Ne­
ben den beiderseitigen Emanzipationsbestrebungen im internationalen Sys­
tem teilen Frankreich und Kuba politische Leitbilder wie das Streben nach 
einer jeweiligen regionalen Vonnachtstellung, die Verteidigung des Souve­
ränitätsprinzips, das Festhalten an einem starken Zentralstaat sowie ein tief 
verwurzeltes Misstrauen gegenüber den USA.
Beide Staaten unterhielten seit Mitte der 60er Jahren im begrenzten 
Rahmen der Ost-West-Kooperation relativ enge Handelsbeziehungen, die 
1975 durch die Unterzeichnung eines Abkommens über wirtschaftliche und 
technologische Zusammenarbeit institutionalisiert wurden (Lambie 1993). 
Die politischen Beziehungen beider Staaten verbesserten sich maßgeblich 
unter der Präsidentschaft von François Mitterrand, dessen damaliger Au­
ßenminister und späterer Kommissar für Nord-Süd-Beziehungen Claude 
Cheysson Kuba 1983 als erster hochrangiger europäischer Regierungsvertre­
ter besuchte. Der bilaterale Interessenkonflikt in Afrika, der die Beziehungen 
jahrzehntelang belastet hatte, wurde zu Beginn der 90er Jahre mit dem 
Rückzug der kubanischen Truppen aus Angola überwunden und schaffte die 
Voraussetzungen für eine weitgehende gegenseitige Annäherung, frei von 
politischen Konditionalitäten. Diese außenpolitische Linie des konstruktiven 
Dialogs gegenüber Kuba wurde von den nachfolgenden Regierungen fortge­
setzt und vor kurzem durch den Ausbau der wirtschaftlichen und entwick­
lungspolitischen Zusammenarbeit unter Ministerpräsident Lionel Jospin er­
gänzt.
Seit dem Ende des Kalten Krieges ist Frankreich für Kuba ein konstanter 
und verlässlicher Handelspartner: Mit einem Anteil von 21% an den europä­
ischen Gesamtexporten war Frankreich 1998 Kubas zweitbedeutendster Wa­
renlieferant in der EU und stand als Abnehmer für kubanische Produkte an 
dritter Stelle. Im Bereich der eher bescheidenen französischen Direktinvesti­
tionen in Kuba ist die “Joint-Venture Havana Club-Pernod Ricard” bisher 
am bedeutendsten.
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Während das wirtschaftliche Engagement französischer Unternehmer in 
Kuba in den nächsten Jahren eher konstant bleiben wird, sind die Perspekti­
ven in der bilateralen Entwicklungszusammenarbeit vielversprechend. Bis­
her war das Engagement eher bescheiden: Frankreich belegt im Bereich der 
Entwicklungshilfe mit Kuba seit vielen Jahren einen vierten Platz. Dies 
könnte sich jedoch bald ändern, denn Kuba wurde 1999 in die im Rahmen 
der Reform der französischen Entwicklungszusammenarbeit entstandene 
Präferenzzone “ZSP” aufgenommen. Damit gehört der Karibikstaat in La­
teinamerika zu den Schwerpunktländern der französischen Entwicklungshil­
fe, die nicht politisch konditioniert ist. Die “ZSP” wurde für die Staaten mit 
einer engen Anbindung an Frankreich, neue asiatische Partner (Kambodscha, 
Laos, Vietnam) und für die Karibik eingerichtet. Eine französische Exper­
tengruppe, die 1999 auch nach Kuba reiste, hat drei entwicklungspolitische 
Prioritäten definiert:
-  institutioneile Kooperation (Management, Justiz),
-  soziale Entwicklung (Gesundheit und Erziehung),
-  “klassische” Entwicklungshilfe mit ökologischem Bezug.
Die Einbeziehung Kubas in die Schwerpunktregion der bilateralen Ent­
wicklungshilfe zeigt, dass Frankreich in den kommenden Jahren auf qualita­
tiver und quantitativer Ebene eine größere Rolle in der europäischen Ent­
wicklungspolitik gegenüber Kuba übernehmen will als bisher. Dies steht in 
einem engen Zusammenhang zum Lomé-Prozess, in dem Frankreich als 
ehemalige Kolonialmacht in der Karibik einen entscheidenden Einfluss hat 
und ein deutlicher Befürworter einer unkonditionierten Aufnahme Kubas in 
das neue Abkommen ist (IRELA 2000).
9. Spanien: traditioneller Partner des Inselstaates
“Más se perdió en Cuba” ist auch heute noch ein spanisches Sprichwort mit 
nostalgischer Konnotation, das auf die anhaltende Bedeutung Kubas für 
Spanien hinweist. Die Intervention der USA im kubanischen Unabhängig­
keitskrieg 1898 und spätere de facto -Annexion der Karibikinsel war für bei­
de Länder ein Verlustgeschäft und schuf ausgerechnet zwischen den Staaten, 
die sich vormals bekämpften, eine anti-amerikanische Solidarität, die bis 
heute die politische Substanz der gegenseitigen Beziehungen bildet. Darüber 
hinaus bestehen zwischen Kuba und Spanien traditionell enge familiäre Bin-
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düngen, die damals wie heute, über den politischen Differenzen auf Regie­
rungsebene stehen (Moreno Fraginals 1995: 295).
Als wichtigster europäischer Handels- und entwicklungspolitischer Part­
ner sowie aufgrund der engen kulturellen und politischen Bindungen mit 
seiner letzten Kolonie hat Spanien als einziger Mitgliedsstaat eine eigenstän­
dige Kuba-Politik entwickelt und nimmt eine Schlüsselrolle in der EU- 
Politik gegenüber der Karibikinsel ein. Letzteres wurde 1995 deutlich, als 
die Regierung von Felipe González ein Kooperationsabkommen mit dem 
Inselstaat anregte, und eineinhalb Jahre später, als der konservative Regie­
rungschef Aznar die EU zur Verabschiedung des politisch konditionierten 
Gemeinsamen Standpunkts zu Kuba drängte. Ebenso wie in den USA ist 
Kuba in Spanien eher ein innenpolitisches Thema mit einer stark emotiona­
len Komponente. So bezeichnet man Kuba noch heute als “spanischstes 
Land Lateinamerikas” (Hernández/Caunedo 1998: 16).
Selbst unter der Franco-Diktatur wurden die diplomatischen und außen­
wirtschaftlichen Beziehungen zwischen beiden Ländern, unbeachtet des US- 
Embargos, fortgesetzt. Dies ist neben kulturellen Affinitäten auch darauf 
zurückzuführen, dass Spanien ebenso wie Kuba regional isoliert und von 
US-Sanktionen betroffen war. Nach der Transition war der erste demokrati­
sche Ministerpräsident des Landes, Adolfo Suárez, auch der erste europäi­
sche Staatschef nach 1959, der Kuba einen offiziellen Besuch abstattete. 
Unter seinem Nachfolger Felipe González (1982-1996) intensivierten sich 
zwar die Wirtschaftsbeziehungen7, der politische Dialog erwies sich jedoch 
trotz ideologischer Berührungspunkte als relativ problematisch. Dies lag vor 
allem daran, dass Spaniens Integration in die damalige EG im Jahre 1986 
auch mit einer außenpolitischen Annäherung an die übrigen Mitgliedsstaaten 
verbunden war, die Kuba im Kontext der Zentralamerika-Krise meist äußerst 
kritisch gegenüberstanden. Sowohl die vorsichtig geäußerte Kritik der spani­
schen Regierung am aus ihrer Sicht langsamen wirtschaftlichen Reformpro­
zess, als auch die Einwände gegen das undemokratische politische System 
wurden vom kubanischen Regime als Einmischung in interne Angelegenhei­
ten verstanden (vgl. Vázquez Montalbán 1998).
Seit dem Amtsantritt von Ministerpräsident José Maria Aznar, der im 
März 2000 für weitere vier Jahre bestätigt wurde, sind die politischen Bezie­
hungen zwischen beiden Ländern merklich abgekühlt. Die konservative Re­
1986 Unterzeichneten K uba und Spanien ein U m schuldungsabkom m en. D ies w ar die 
G rundlage für das nachfolgende w irtschaftliche Engagem ent spanischer U nternehm en in 
Kuba.
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gierung vollzog 1996 einen “symbolischen Bruch” mit dem Castro-Regime, 
als sie intensive Kontakte mit der Opposition in Miami aufnahm, die Ent­
wicklungszusammenarbeit einfror und Gespräche mit den USA über das 
“Kuba-Problem” führte. Die kubanischen Machthaber verstanden dies als 
deutlichen Affront und reagierten ihrerseits im November 1996 mit der 
Nichtanerkennung des neuernannten spanischen Botschafters. Die Stelle 
blieb bis zum April 1998, als sich die diplomatischen Beziehungen wieder 
normalisierten, unbesetzt. Seitdem unterhalten beide Staaten zwar reguläre, 
aber distanzierte politische Kontakte und Spanien ist nicht länger der wich­
tigste europäische Dialogpartner Kubas. Diese Aufgabe haben als politisch 
neutrale Partner inzwischen Italien und Portugal übernommen.
Trotz politischer Distanz auf Regierungsebene ist Spanien nach wie vor 
Kubas bedeutendster Partner auf dem Gebiet der kulturellen, entwicklungs- 
und wirtschaftspolitischen Zusammenarbeit. Dies ist ein Indiz dafür, dass die 
Akteure der Zivilgesellschaft -  NROs, Kirche, Privatsektor, etc. -  unabhän­
gig von den offiziellen Kontakten inzwischen eine tragende Rolle in der 
spanischen Kuba-Politik spielen. Die Fortsetzung der intensiven Zusammen­
arbeit zwischen Kuba und Spanien trotz der jeweiligen konjunkturellen 
Probleme, ebenso wie das amerikanisch-kubanische Verhältnis auf Nicht­
regierungsebene, ist ein deutlicher Hinweis dafür, dass kulturell und emotio­
nal geprägte Außenbeziehungen enger, dauerhafter gleichzeitig aber auch 
konfliktiver zu sein scheinen als Beziehungen, die ideologisch geprägt (Ku­
ba und Osteuropa) oder von Wirtschaftsinteressen geleitet sind (das Verhält­
nis Kubas zu Italien und Großbritannien).
10. Europäisch-kubanische Szenarien: Wirtschaftsinteressen oder De­
mokratieforderung?
Zu Beginn des 21. Jahrhunderts stehen pragmatische außenwirtschaftliche 
Interessen eindeutig im Mittelpunkt der europäisch-kubanischen Beziehun­
gen. Wird dieser ökonomische Protagonismus Europas auch eine politische 
Einflussnahme auf eine demokratische Öffnung im Land bewirken? Allem 
Anschein nach kaum. Trotz ihres wachsenden Engagements in Kuba haben 
die europäischen Länder mit Ausnahme von Spanien weder geostrategische 
noch sicherheitspolitische Interessen in Kuba, so dass innerhalb der EU ein 
stillschweigendes Einverständnis darüber zu bestehen scheint, die politische 
Einflussnahme von außen weitgehend den USA -  und damit den Exilkuba­
nern -  zu überlassen. Eine eigentliche Politik der Demokratieforderung in 
Kuba hat die EU trotz des Gemeinsamen Standpunkts zu Kuba aufgrund von
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internen Differenzen und des Risikos eines Konflikts mit dem Bündnispart­
ner USA bisher nicht entwickelt.
Seit 1959 bietet Kuba der EU und ihren Mitgliedsstaaten immer wieder 
die Gelegenheit, außenpolitische Unabhängigkeit von den USA zu demonst­
rieren, ohne dabei das Risiko einer direkten Konfrontation einzugehen. Es 
geht deshalb weniger um Kuba, das in der europäischen Außenpolitik kaum 
eine Rolle spielt, sondern auch um die jeweilige Position der EU und der 
USA im internationalen System. Dies wurde am noch immer anhaltenden 
Disput um das unilaterale Helms-Burton-Gesetz deutlich, das zum einen die 
Konditionen für eine künftige Transition in Kuba vorschreibt -  und damit 
klar gegen internationales Recht verstößt - ,  zum anderen das US-Embargo 
auf die Staaten überträgt, die Wirtschaftsbeziehungen zu Kuba unterhalten. 
Kuba ist seit fast 40 Jahren eines der wenigen konfliktiven politischen The­
men im Transatlantischen Dialog zwischen der EU und den USA, denen es 
bisher nicht gelungen ist, einen gemeinsamen Nenner für eine transatlanti­
sche Kuba-Politik zu finden. Obwohl das erklärte Endziel der Kuba-Politik 
beider Partner die Rückführung des Inselstaates zu Demokratie und Markt­
wirtschaft ist, sind sowohl die Konzepte -  demokratische Reform (EU) ver­
sus Regimesturz (USA) -  als auch die Instrumente -  Sanktionen und Druck 
einerseits, Kooperation und Dialog andererseits - ,  unterschiedlich und kaum 
miteinander vereinbar.
Auch innerhalb der EU ist Kuba noch immer ein umstrittenes Thema. 
Dabei zeichnete sich im Zuge der Lomé-Debatte eine Polarisierung zwischen 
den Menschenrechtsfundamentalisten des Nordens (Finnland, Großbritan­
nien, Schweden), die eine Normalisierung der Beziehungen zu Kuba blo­
ckieren, und den Pragmatikern des Südens (Italien, Frankreich, Portugal, 
Spanien), die für eine unkonditionierte Annäherung plädieren, ab. Die ein­
stimmige Befürwortung der UN-Resolution gegen Kuba durch die EU war 
sicherlich auch ein Zugeständnis an die Gruppe der “Blockierer” und nicht 
zuletzt an die USA, denn der kleine karibische Inselstaat ist nach wie vor ein 
Symbol für außenpolitische Unabhängigkeit oder Abhängigkeit von der ein­
zig verbleibenden Supermacht. In diesem Sinne war Kuba stets ein Test für 
die sich herausbildende Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der EU 
und die europäische Selbstdarstellung in der Welt. Eine Normalisierung der 
Beziehungen zu Kuba würde Washington unter anderem signalisieren, dass 
die EU eine eigenständige Politik der Demokratieförderung durch positive 
Anreize wie Zusammenarbeit und Integration verfolgt und sich von dem 
Modell des “Demokratieexports” durch Sanktionen und Druck distanziert.
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Eine Entscheidung gegen den Lomé-Beitritt Kubas hingegen wäre ein Plä­
doyer für eine Annäherung an die US-Politik und die Akzentuierung der 
politischen Konditionalität als Strategie der Demokratieförderung gewesen. 
Der Verzicht der kubanischen Regierung auf einen Beitritt in das neue multi­
laterale Abkommen hat der EU einen Ausweg aus diesem Dilemma erspart.
Die EU wird sich auch weiterhin für eine Gratwanderung zwischen bei­
den Optionen entscheiden. Aus europäischer Sicht scheint eine begrenzte 
Öffnung die beste Strategie, um eine friedliche demokratische Transition -  
wie im Gemeinsamen Standpunkt festgeschrieben -  in Kuba zu fördern. 
Indem man dem Regime kein externes Feindbild liefert und das Land nicht 
in die vielbeschworene Opferrolle drängt, entzieht man ihm ein wesentliches 
Argument der Herrschaftslegitimation am Ende des Ost-West-Konflikts. 
Gleichzeitig erhofft man sich von der Intensivierung der Wirtschaftsbezie­
hungen neben unternehmerischen Gewinnen auch einen “triple down-Effekt” 
der marktwirtschaftlichen Prinzipien. Ob eine kausale Beziehung zwischen 
wirtschaftlicher Öffnung und Demokratie besteht, ist bisher allerdings kei­
neswegs erwiesen, sondern durch die Beispiele China und Vietnam eher 
widerlegt worden.
Die Integration des Landes in die Karibik-Politik der EU hätte jedoch 
vermutlich eher zu einer allmählichen “Systemangleichung” zugunsten von 
Demokratie und Marktwirtschaft geführt als die Isolierung des Inselstaates. 
Die Aufnahme Kubas in das Nord-Süd-Abkommen zwischen der EU und 
den AKP-Staaten hätte einerseits die wirtschaftliche und entwicklungspoliti­
sche Zusammenarbeit erweitert und zu einer Öffnung des Landes beitragen 
und andererseits zum ersten Mal seit 1959 einen regelmäßigen politischen 
Dialog eröffnet, der die Einflussnahme der EU auf eine demokratische Öff­
nung in Kuba erhöht hätte. Eben dies wollte die kubanische Regierung ver­
hindern und hat sich damit für eine weitere Distanzierung von ihrem wich­
tigsten außenwirtschaftlichen Partner entschieden. Nach der Episode Lomé 
scheint eine Fortsetzung des traditionellen Antagonismus zwischen wirt­
schaftlicher Zusammenarbeit und politischer Distanz auf unbegrenzte Zeit 
vorprogrammiert.
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Anhang: Statistische Angaben
Kubanische Importe, 1 9 9 5 -1 9 9 8  (in  M io . D ollar  und P rozent)
1995 % 19 9 6 % 1997 % 1998 %
Europäische Union 1 .024 3 8 ,7 1.111 3 6 ,9 1.125 3 7 ,9 1 ,354 5 1 ,8
D eutsch lan d 77 2 ,9 77 2 ,6 66 2 ,2 83 3,2
Frankreich 163 6 ,2 2 1 7 7 ,2 233 7 ,8 2 8 5 10,9
Italien 90 3 ,4 124 4,1 133 4 ,0 2 1 3 8,1
Spanien 4 5 7 17,3 513 17,1 522 17,6 5 8 4 2 2 ,3
Lateinam./ Karibik 735 2 7 ,7 7 3 9 2 4 ,6 1 .119 3 7 ,7 4 5 0 17,2
Kanada 194 7,3 187 6 ,2 2 6 6 9 ,0 2 6 3 10 ,0
Russland 261 9 ,9 508 16,9 3 1 4 10,6 77 2 ,9
Insgesamt 2.649 100,0 3.007 100,0 2.971 100,0 2.613 100,0
Kubanische Exporte, 1 9 9 5 -1 9 9 8  (in  M io . D o llar  und P rozent)
1995 % 1996 % 1997 % 1998 %
Europäische Union 4 2 4 2 8 ,5 4 8 2 2 6 ,0 5 0 4 28 ,1 5 1 0 2 9 ,6
D eutsch lan d 33 2 ,2 2 4 1,3 28 1,6 2 6 1,5
Frankreich 58 3 ,9 48 2 ,6 50 2 ,8 55 3 ,2
Italien 4 9 3,3 34 1,8 17 0 ,9 12 0 ,7
N iederland e* 150 10,1 2 0 4 11,0 2 3 9 13,3 2 3 0 13,4
Spanien 87 5,8 119 6 ,4 112 6,3 130 7,5
Russland 178 12,0 3 6 9 19,9 3 2 0 17 ,9 3 7 4 2 1 ,7
Kanada 2 3 4 15,7 2 9 4 15,8 2 5 5 14,2 2 2 7 13,2
Lateinam./Karibik 100 6 ,7 130 7,0 119 6 ,6 74 4 ,3
Insgesamt 1.488 100,0 1.855 100,0 1.791 100,0 1.724 100,0
* D ie B edeutung der N iederlande erklärt sich durch die W areneinfuhr über Rotterdam . 
(Quelle: IRELA , M adrid)
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D ir e k t in v e s t it io n e n  in  K u b a  1 9 9 0 -1 9 9 8  (S c h ä tz u n g e n )
L ä n d e r A n te il  in  P r o z e n t
E u r o p ä is c h e  U n io n 3 6 ,6 %
Italien 21,9%
Spanien 5,7%
Frankreich 2,8%
Grossbritannien 2,8%
K a n a d a 3 4 ,0 %
L a te in a m e r ik a 2 8 ,7 %
Mexiko 25,5%
A n d e r e  L ä n d e r 0 ,7 %
G e sa m t 1 0 0 %
Quelle: U .S .-C uba Trade and Econom ic C ouncil, “Foreign Investm ent 
in Cuba. N ew  Y ork 1999, (zusam m engestellt vom  IRELA, M adrid).
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